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Allgemeine Einkaufsbedingungen 
der Haufe Akademie GmbH & Co. KG für die  

Durchführung von Weiterbildungsveranstaltungen 
 

1. Anwendungsbereich 

1.1 Diese Allgemeinen Einkaufsbedingungen (im Folgenden 
„AEB“) gelten für alle Verträge zwischen der Haufe Akade-
mie GmbH & Co. KG (im Folgenden „Auftraggeber“) und 
Weiterbildungsanbietern (im Folgenden „Auftragnehmer“) 
über die Durchführung von Weiterbildungsveranstaltungen. 
Als „Weiterbildungsveranstaltungen“ gelten je nach Beauf-
tragung insbesondere offene Seminare, Inhouse-Seminare 
sowie Beratungs- und Coachingleistungen, die entweder als 
Präsenz- oder Online-Veranstaltungen stattfinden können. 

1.2 Die AEB gelten nur, wenn der Auftragnehmer Unternehmer 
(§ 14 BGB), eine juristische Person des öffentlichen Rechts 
oder ein öffentlich-rechtliches Sondervermögen ist.  

1.3 Die vom Auftragnehmer zu erbringenden Leistungen erge-
ben sich aus den zwischen den Parteien abgeschlossenen 
Verträgen über die Durchführung von Weiterbildungsveran-
staltungen.  

1.4 Der Auftragnehmer erbringt seine Leistungen nur unter Zu-
grundelegung dieser AEB. Entgegenstehende oder von den 
AEB des Auftraggebers abweichende Bedingungen des 
Auftragnehmers werden nicht Vertragsbestandteil, es sei 
denn, der Auftraggeber hat ausdrücklich schriftlich ihrer Gel-
tung zugestimmt. 

2. Beauftragung, Ausschreibungs- und Beauftragungs-
portal  

2.1 Der Auftraggeber stellt für die Beauftragung einzelner Wei-
terbildungsveranstaltungen ein elektronisches Ausschrei-
bungs- und Beauftragungsportal (im Folgenden „Portal“) zur 
Verfügung.  

2.2 Nach erfolgter Registrierung wird der Auftragnehmer über 
neue, auf dem Portal ausgeschriebene Weiterbildungsver-
anstaltungen informiert. Der Auftragnehmer kann am Aus-
schreibungsprozess teilnehmen, indem er sein Interesse an 
der Durchführung einer Weiterbildungsveranstaltung über 
das Portal mitteilt. Die Teilnahme am Ausschreibungspro-
zess führt noch nicht zum Vertragsschluss. Der Auftragge-
ber behält sich vor, ausgeschriebene Weiterbildungsveran-
staltungen jederzeit ohne Nennung von Gründen vom Portal 
zu entfernen.  

2.3 Im Anschluss an den Ausschreibungsprozess kann der Auf-
traggeber dem Auftragnehmer ein verbindliches Angebot 
zur Durchführung von Weiterbildungsveranstaltungen un-
terbreiten. Der Vertrag über die Durchführung von konkre-
ten Weiterbildungsveranstaltungen kommt erst zustande, 
wenn der Auftragnehmer das Angebot des Auftraggebers 
durch verbindliche Annahmeerklärung über das Portal an-
nimmt. Der Auftraggeber ist nicht zur Abgabe von Angebo-
ten und der Auftragnehmer nicht zu deren Annahme ver-
pflichtet.  

2.4 Nach Vertragsschluss erhält der Auftragnehmer vom Auf-
traggeber eine schriftliche Zusammenfassung der verein-
barten Konditionen als „Bestellung“. Sollte die Bestellung 
Regelungen enthalten, die von dem zuvor geschlossenen 
Vertrag abweichen, so werden diese nicht Vertragsbestand-
teil; der geschlossene Vertrag bleibt in seinem ursprüngli-
chen Inhalt ausschließlich maßgeblich. 

2.5 Steht das Portal aus technischen oder sonstigen Gründen 
vorübergehend nicht zur Verfügung, kann das Angebot des 
Auftraggebers und die Annahmeerklärung des Auftragneh-
mers ersatzweise mündlich oder in Textform (z.B. per E-

Mail) abgegeben werden. Der Vertrag kommt bereits durch 
diese Annahmeerklärungen zustande. In diesem Fall ist der 
Auftragnehmer verpflichtet, die Annahme zu Dokumentati-
onszwecken unverzüglich im Portal nachzuholen, sobald 
das Portal wieder verfügbar ist. 

2.6 Erfolgt eine Beauftragung innerhalb von drei (3) Kalender-
tagen vor dem geplanten Beginn der Weiterbildungsveran-
staltung oder ist eine Beauftragung über das Portal aus 
sonstigen zeitlichen Gründen nicht möglich, gilt dies als Eil-
beauftragung. In diesen Fällen finden die Regelungen der 
Ziffer 2.5 entsprechende Anwendung. 

3. Einsatz von eigenem Personal und Subunternehmern  

3.1 Der Auftragnehmer ist berechtigt, eigenes Personal und 
Subunternehmer („Erfüllungsgehilfen“) auf seine Kosten zur 
Vertragserfüllung einzusetzen. Er wird dem Auftraggeber 
vorab einen beabsichtigten Einsatz seiner Erfüllungsgehil-
fen unverzüglich mitteilen. Der Auftraggeber ist bei Vorlie-
gen eines wichtigen Grundes, beispielsweise aufgrund 
mangelnder Qualifikation der Erfüllungsgehilfen, berechtigt, 
den Einsatz abzulehnen.  

3.2 Der Auftragnehmer bleibt auch beim Einsatz von Erfüllungs-
gehilfen für die ordnungsgemäße Erfüllung der vertraglichen 
Leistungen gegenüber dem Auftraggeber verantwortlich. Er 
wird seinen Erfüllungsgehilfen mindestens gleichwertige 
Verpflichtungen hinsichtlich Vertraulichkeit, Compliance 
und Datenschutz, wie in diesen AEB geregelt, auferlegen. 
Der Auftraggeber ist berechtigt, jederzeit geeignete Nach-
weise darüber zu verlangen, dass der Auftragnehmer die-
sen Verpflichtungen nachgekommen ist. Der Auftragneh-
mer ist verpflichtet, solche Nachweise unverzüglich vorzule-
gen. 

3.3 Der Auftragnehmer stellt den Auftraggeber von sämtlichen 
Ansprüchen Dritter frei, die daraus entstehen, dass Erfül-
lungsgehilfen ihre vertraglichen Pflichten gemäß den abge-
schlossenen Verträgen und diesen AEB oder die darauf an-
wendbaren gesetzlichen Vorschriften verletzen. 

4. Honorar, Provision, Abrechnung 

4.1 Der Auftragnehmer erhält für seine Leistungen das in dem 
zwischen den Parteien abgeschlossenen Vertrag über die 
Durchführung von Weiterbildungsveranstaltungen festge-
legte Nettohonorar, zuzüglich der gegebenenfalls geltenden 
gesetzlichen Umsatzsteuer. 

4.2 Erbringt der Auftragnehmer aus eigener Initiative erfolgrei-
che Akquisitionsleistungen, kann er hierfür eine erfolgsab-
hängige Provision erhalten. Die genauen Bedingungen und 
Einzelheiten sind in gesonderten Provisionsbestimmungen 
festgelegt, die der Auftraggeber dem Auftragnehmer in ge-
eigneter Form zur Verfügung stellt. 

4.3 Das Honorar wird gegen Erhalt einer den handels- und steu-
errechtlichen Vorgaben entsprechenden Rechnung gezahlt. 
Sofern nicht anderweitig vereinbart, ist die Rechnung vom 
Auftragnehmer innerhalb von vierzehn (14) Kalendertagen 
nach Ende jeder Weiterbildungsveranstaltung oder sonsti-
ger vereinbarter und abgeschlossener Leistungserbringung 
per E-Mail an die Adresse rechnungseingang@haufe-
lexware.com zu übermitteln.  

4.4 Die Zahlungsfrist beträgt dreißig (30) Kalendertage und be-
ginnt nach vertragsgerechter und vollständiger Leistungser-
bringung sowie dem Vorliegen einer den handels- und steu-
errechtlichen Vorgaben entsprechenden Rechnung. 
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5. Fachinhalte, Nutzungsrechte 

5.1 Der Auftragnehmer stellt alle vereinbarten Fachinhalte be-
reit. Zu den Fachinhalten zählen sämtliche Veranstaltungs-
unterlagen, die für die Durchführung der Weiterbildungsver-
anstaltung erforderlich sind, wie insbesondere Seminarkon-
zepte, Veranstaltungsleitfäden, Skripte, Präsentationen, 
Handouts sowie Arbeitsblätter.  

5.2 Der Auftragnehmer verpflichtet sich, die Fachinhalte stets 
auf dem aktuellen Stand der Fachlichkeit und Methodik zu 
halten und dem Auftraggeber bei Bedarf eine entsprechend 
überarbeitete Fassung zur Verfügung zu stellen. 

5.3 Die Fachinhalte sind vervielfältigbar und als bearbeitbare 
Datei in digitaler Form zur Verfügung zu stellen. Alle Fachin-
halte müssen Quellenangaben enthalten, sofern eine oder 
mehrere Quellen (auch „in Anlehnung an“) zur Anwendung 
kommen.   

5.4 Entsprechen die Fachinhalte nicht den getroffenen Verein-
barungen, fordert der Auftraggeber den Auftragnehmer zur 
Nachbesserung unter angemessener Fristsetzung auf.  

5.5 Der Auftragnehmer räumt dem Auftraggeber an den bereit-
gestellten Fachinhalten das nicht-ausschließliche, zeitlich, 
räumlich und inhaltlich unbeschränkte, unterlizenzierbare 
und unwiderrufliche Nutzungsrecht ein, insbesondere fol-
gender Rechte: 

a) Das Recht, die Fachinhalte ganz oder in Teilen zu ver-
breiten und zu vervielfältigen, in jedem Falle aber das 
Recht die Fachinhalte den Teilnehmern der jeweiligen 
Veranstaltung in Papierform oder digital unter Einbezug 
jeglicher technischen Möglichkeiten zur Verfügung zu 
stellen. 

b) Das Recht, bei Ausfall des Auftragnehmers Dritten, die 
Fachinhalte für die Durchführung der jeweiligen Weiter-
bildungsveranstaltung zur Verfügung zu stellen. 

c) Das Recht, die Fachinhalte zum Zweck der Qualitätssi-
cherung, insbesondere zur Rechtschreibkorrektur, Über-
setzung und Synchronisation auch mittels KI-
Technologien zu bearbeiten oder durch beauftragte 
Dritte bearbeiten zu lassen sowie Inhalte mit fehlenden 
Quellenangaben zu entfernen sowie das Recht, das Lay-
out an das des Auftraggebers oder an vom Kunden vor-
gegebene Corporate-Design-Richtlinien anzupassen. 

d) Das Recht, die Fachinhalte mittels KI-Technologien 
technisch so aufzubereiten und zu verarbeiten, dass 
Kunden des Auftraggebers die in den Inhalten enthalte-
nen Informationen durchsuchen und mittels natür-
lichsprachlicher Abfragen Fragen zu den erhaltenen 
Fachinhalten stellen können. Die technische Umsetzung 
erfolgt insbesondere durch das Retrieval-Augmented 
Generation-Verfahren (RAG), bei dem die Fachinhalte in 
einem gesicherten Bereich gespeichert und ausschließ-
lich als kontextbezogene Informationsgrundlage für die 
Beantwortung konkreter Kundenanfragen genutzt wer-
den. Eine Verwendung der Fachinhalte zum Training 
oder zur dauerhaften Anpassung des zugrundeliegen-
den KI-Modells findet nicht statt. Dieses Nutzungsrecht 
ist produktbezogen und gilt für alle Fachinhalte, die ei-
nem bestimmten Produkt des Auftraggebers zugeordnet 
sind; es ist nicht auf einzelne vom Auftragnehmer durch-
geführte Weiterbildungsveranstaltungen beschränkt. 

e) Das Werberecht, d.h. das Recht, die Fachinhalte für die 
Bewerbung der Produkte des Auftraggebers zu verwen-
den.  

5.6 Die eingeräumten Nutzungsrechte bleiben ungeachtet der 
Beendigung des Vertrages, gleich aus welchem Rechts-
grund, in vollem Umfang bestehen. Die Beendigung des 
Vertrages berührt weder den Bestand noch den Umfang der 
eingeräumten Nutzungsrechte. 

5.7 Der Auftragnehmer sichert zu, dass er alleiniger Urheber 
bzw. Urheber seines Anteils an den Fachinhalten ist und Ur-
heberrechte oder sonstige Schutzrechte Dritter nicht verletzt 
sind und die Nutzung durch den Auftraggeber oder mit die-
sem verbundener Unternehmen gemäß §§ 15 ff. AktG nicht 
ausgeschlossen oder beeinträchtigt wird. Sollten Miturheber 
zu bezeichnen sein, offenbart der Auftragnehmer die Mitur-
heberschaft gegenüber dem Auftraggeber; in diesem Fall 
hat der Auftragnehmer die Nutzungsrechte in dem Umfang 
einzuholen, wie es der Vertragszweck erfordert. Der Auf-
tragnehmer ist verpflichtet, auf Verlangen des Auftragge-
bers geeignete Nachweise über seine Urheberschaft sowie 
über etwaige eingeholte Nutzungsrechte Dritter vorzulegen. 
Im Falle einer Inanspruchnahme des Auftraggebers oder mit 
diesem verbundenen Unternehmen durch Dritte, insbeson-
dere wegen Schutzrechtsverletzungen, stellt der Auftrag-
nehmer den Auftraggeber oder das mit ihm verbundene Un-
ternehmen von allen Ansprüchen Dritter, einschließlich der 
Rechtsverfolgungskosten, frei. Hiervon unberührt bleibt das 
Recht des Auftraggebers, nach den gesetzlichen Bestim-
mungen Schadensersatz zu verlangen und vom Vertrag zu-
rückzutreten.  

5.8 Die Parteien sind sich einig, dass die Einräumung der Nut-
zungsrechte nach Ziffer 5 durch das vereinbarte Honorar 
vollumfänglich abgegolten ist. 

6. Stornierung durch den Aufraggeber, Stornierung von 
Coachingeinheiten und Einzeltrainings durch Teilneh-
mer 

6.1 Der Auftraggeber ist jederzeit berechtigt, einzelne Weiterbil-
dungsveranstaltungen ersatzlos abzusagen und die erteilte 
Beauftragung in Teilen oder im Ganzen zu stornieren. Eine 
Stornierung kann insbesondere aus organisatorischen, be-
trieblichen oder wirtschaftlichen Gründen erfolgen, wie z. B. 
eine unzureichende Teilnehmerzahl. 

6.2 Sofern nicht anderweitig vereinbart, gelten bei Stornierung 
eines Auftrags durch den Auftraggeber die nachfolgenden 
Stornierungs- und Honorarregelungen: 

a) Bei einer Stornierung bis zwölf (12) Kalendertage vor 
Veranstaltungsbeginn entfällt der Honoraranspruch des 
Auftragnehmers. 

b) Bei einer Stornierung bis sieben (7) Kalendertage vor 
Veranstaltungsbeginn erhält der Auftragnehmer 60 % 
des vereinbarten Honorars als Ersatz für bereits er-
brachte Konzeptions- und Vorbereitungsleistungen. 

c) Bei einer Stornierung später als sieben (7) Kalendertage 
vor Veranstaltungsbeginn erhält der Auftragnehmer 
85 % des vereinbarten Honorars als Ersatz für bereits 
erbrachte Konzeptions- und Vorbereitungsleistungen. 

6.3 Sofern die Höhe des Honorars von der Anzahl der Teilneh-
mer der Weiterbildungsveranstaltung abhängt, ist für die Be-
rechnung des Honorars nach Ziffer 6.2 die Anzahl der An-
meldungen zum Zeitpunkt der Stornierung des Auftrags 
durch den Auftraggeber maßgeblich. 

6.4 Im Falle der Absage von einzelnen vereinbarten Coachin-
geinheiten oder Einzeltrainings durch den Teilnehmer gel-
ten abweichend von Ziffer 6.2 folgende Regelungen: 

a) Bei einer Absage bis zu vierundzwanzig (24) Stunden 
vor Beginn der Coachingeinheit bzw. bis zu achtundvier-
zig (48) Stunden vor Beginn des Einzeltrainings entfällt 
das Honorar des Auftragnehmers. 

b) Bei einer Absage von weniger als vierundzwanzig (24) 
Stunden vor Beginn der Coachingeinheit bzw. weniger 
als achtundvierzig (48) Stunden vor Beginn des Einzel-
trainings sowie bei Nichterscheinen des Teilnehmers er-
hält der Auftragnehmer das vereinbarte Honorar als 
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Ersatz für bereits erbrachte Konzeptions- und Vorberei-
tungsleistungen. 

6.5 Der Auftragnehmer wird den Auftraggeber über die Absage 
einzelner Coachingeinheiten oder eines Einzeltrainings ge-
mäß Ziffer 6.4 oder über das unentschuldigte Nichterschei-
nen des Teilnehmers unverzüglich informieren. Die Zahlung 
des vereinbarten Honorars durch den Auftraggeber setzt vo-
raus, dass der Auftragnehmer den Auftraggeber einen 
schriftlichen oder elektronischen Nachweis über die ur-
sprüngliche Terminvereinbarung sowie über die Absage des 
Teilnehmers vorlegt. Als Nachweis gelten insbesondere E-
Mails und schriftliche Bestätigungen, die den vereinbarten 
Termin belegen. Sollte der Auftragnehmer den Nachweis 
nicht innerhalb von vierzehn (14) Tagen nach Aufforderung 
erbringen, entfällt der Anspruch des Auftragnehmers auf 
das Honorar. 

7. Leistungsänderungen, Stornierung durch den Auftrag-
geber 

7.1 Bei Änderungen der vertraglich vereinbarten Bedingungen 
einer Weiterbildungsveranstaltung, insbesondere hinsicht-
lich Ort, Datum, Uhrzeit, Format, Sprache oder kundenspe-
zifischer Rahmenbedingungen, ist der Auftraggeber bis zu 
zwölf (12) Tage vor Veranstaltungsbeginn berechtigt, Ände-
rungen an den vertraglich vereinbarten Bedingungen einer 
Weiterbildungsveranstaltung vorzunehmen und die ur-
sprünglich erteilte Beauftragung zu stornieren. In diesem 
Fall wird die Weiterbildungsveranstaltung mit den geänder-
ten Bedingungen nach den Regelungen der Ziffer 2 neu 
ausgeschrieben. Der Honoraranspruch des Auftragneh-
mers entfällt gem. Ziffer 6.2. 

7.2 Wird eine Änderung im Sinne von Ziffer 7.1 weniger als 
zwölf (12) Tage vor Veranstaltungsbeginn erforderlich, un-
terbreitet der Auftraggeber dem Auftragnehmer ein Angebot 
auf Änderung der vertraglich vereinbarten Bedingungen der 
Weiterbildungsveranstaltung. Nimmt der Auftragnehmer 
das Angebot an, wird die bestehende Beauftragung unter 
den geänderten Bedingungen der Weiterbildungsveranstal-
tung fortgeführt. Lehnt der Auftragnehmer das Angebot ab, 
ist der Auftraggeber berechtigt, die Beauftragung ersatzlos 
zu stornieren.  

8. Absage wegen höherer Gewalt, Ersatztermin  

8.1 Bei Absage der Weiterbildungsveranstaltung durch eine 
Partei wegen höherer Gewalt oder sonstiger unvorherseh-
barer Ereignisse, insbesondere behördlicher Verbote, wel-
che die Durchführung einer Weiterbildungsveranstaltung 
unmöglich machen oder Auflagen, die die Durchführung von 
Weiterbildungsveranstaltungen für den Auftraggeber mit un-
verhältnismäßigem Aufwand verbinden, Epidemien, Pande-
mien, Arbeitskämpfe, Unruhen, kriegerische oder terroristi-
sche Auseinandersetzungen, die unvorhersehbare Folgen 
für die Leistungsdurchführung nach sich ziehen, Überlas-
tung der Telekommunikationsnetze und vergleichbare tech-
nische Störungen bei Online-Veranstaltungen, die außer-
halb des Verantwortungsbereichs des Auftraggebers liegen, 
können die Parteien einen anderen Termin und/oder Veran-
staltungsort vereinbaren. Sollte kein geeigneter Ersatzter-
min oder Veranstaltungsort gefunden werden können, ent-
fällt der Anspruch auf Honorar des Auftragnehmers.  

8.2 Die Erstattung etwaiger Aufwendungen sowie darüberhin-
ausgehende Ansprüche des Auftragnehmers sind ausge-
schlossen. Dies gilt nicht für Schäden aus der Verletzung 
des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit, die auf einer 
fahrlässigen Pflichtverletzung einer Partei oder einer vor-
sätzlichen oder fahrlässigen Pflichtverletzung ihrer gesetzli-
chen Vertreter oder Erfüllungsgehilfen beruhen, sowie nicht 
für sonstige Schäden, die auf einer vorsätzlichen oder grob 
fahrlässigen Pflichtverletzung beruhen. 

9. Verhinderung des Auftragnehmers, Informations- und 
Hinweispflichten, Ersatzperson 

9.1 Der Auftragnehmer kann die Durchführung von vereinbarten 
Weiterbildungsveranstaltungen nur aus wichtigem Grund 
absagen. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere bei Verhin-
derung aufgrund Krankheit oder höherer Gewalt vor. Tritt 
ein solches Leistungshindernis ein oder wird der Eintritt ei-
nes solchen Leistungshindernisses für den Auftragnehmer 
erkennbar, ist er verpflichtet den Auftraggeber unverzüglich 
zu informieren. 

9.2 Ist die Leistung zu einem fest vereinbarten Termin zu erbrin-
gen und kann der Auftragnehmer seinen Verpflichtungen 
nicht zum vereinbarten Leistungszeitpunkt nachkommen, 
entfällt der Honoraranspruch des Auftragnehmers ein-
schließlich des Ersatzes von Aufwendungen. Kann der Auf-
tragnehmer eine mehrtägige Weiterbildungsveranstaltung 
nicht vollumfänglich erfüllen, werden nur die tatsächlich 
durchgeführten Veranstaltungstage vergütet. In diesem Fall 
gelten die verbleibenden Veranstaltungstage als durch den 
Auftragnehmer abgesagt. Ein Honoraranspruch für abge-
sagte Veranstaltungstage besteht nicht. Weitergehende An-
sprüche des Auftraggebers bleiben nach Maßgabe der ge-
setzlichen Bestimmungen unberührt.  

9.3 Erscheint der Auftragnehmer ohne Vorliegen eines wichti-
gen Grundes gemäß Ziffer 9.1 nicht am vereinbarten Veran-
staltungsort zur vereinbarten Veranstaltungszeit oder nimmt 
er einen vereinbarten Termin nicht wahr, ist der Auftragge-
ber darüber hinaus berechtigt, den jeweiligen Vertrag ohne 
Einhaltung einer Frist außerordentlich zu kündigen; bereits 
geleistete Zahlungen des Auftraggebers sind vom Auftrag-
nehmer unverzüglich zurückzuerstatten.  

9.4 Im Falle der Verhinderung an der Durchführung einer Wei-
terbildungsveranstaltung ist der Auftragnehmer berechtigt, 
dem Auftraggeber eine geeignete Person als Ersatz anzu-
bieten. Der Auftraggeber ist berechtigt, die vorgeschlagene 
Ersatzperson abzulehnen, insbesondere wenn diese nicht 
die erforderliche fachliche Qualifikation, einschlägige Be-
rufserfahrung oder sonstige für die Durchführung der Wei-
terbildungsveranstaltung notwendige Voraussetzungen er-
füllt. Die Ablehnung ist dem Auftragnehmer unverzüglich 
mitzuteilen. 

10. Arbeitsmittel, überlassene Materialien und Softwareli-
zenzen 

10.1 Der Auftragnehmer erbringt die von ihm vertraglich geschul-
deten Leistungen mit eigenen Arbeitsmitteln. Die vom Auf-
traggeber dem Auftragnehmer notwendigerweise zur Aus-
führung des Auftrags übergebenen oder hergestellten Ma-
terialien, Unterlagen und Daten verbleiben im Eigentum des 
Auftraggebers. Sie sind streng vertraulich zu behandeln und 
dürfen nur bestimmungsgemäß und nur für Aufträge des 
Auftraggebers verwendet sowie Dritten nicht zugänglich ge-
macht werden. Auf Verlangen des Auftraggebers sind die 
überlassenen Materialien, Unterlagen usw. unverzüglich 
herauszugeben.  

10.2 Soweit die Nutzung von Softwarelizenzen des Auftragge-
bers, z.B. für Videokonferenz- oder digitale Kollaborations-
plattformen, für die Erfüllung der vertraglichen Leistungen 
des Auftragnehmers notwendig und unabdingbar ist, ermög-
licht der Auftraggeber dem Auftragnehmer den Zugang zu 
diesen Softwarelizenzen. Der Auftragnehmer ist verpflich-
tet, die bereitgestellte Software ausschließlich für Zwecke 
der Vertragserfüllung zu verwenden; eine Nutzung zu ande-
ren Zwecken ist untersagt. 

11. Nebenpflichten und Wettbewerb 

11.1 Sollte ein Kunde des Aufraggebers an weiteren Weiterbil-
dungs- und Trainingsmaßnahmen aus dem Portfolio aller 
Geschäftsbereiche des Auftraggebers interessiert sein und 
stellt im Rahmen einer vom Auftragnehmer durchgeführten 
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Veranstaltung eine Anfrage zur Durchführung weiterer Ver-
anstaltungen („Folgeauftrag“), wird der Auftragnehmer die-
sen Folgeauftrag dem Auftraggeber zur Prüfung der ge-
meinsamen Durchführung unverzüglich weiterleiten. 

11.2 Der Auftragnehmer darf für einen Zeitraum von zwei Jahren 
nach dem letzten Einsatz bei einem Kunden des Auftragge-
bers nicht im eigenen Namen für diesen Kunden tätig wer-
den, ohne die beabsichtigte Tätigkeit dem Auftraggeber zu-
vor schriftlich anzuzeigen. Der Auftraggeber ist berechtigt, 
die geplante Tätigkeit innerhalb von vier (4) Wochen nach 
Eingang der Anzeige zu untersagen, sofern berechtigte In-
teressen des Auftraggebers entgegenstehen.   

11.3 Nach der Durchführung einer Weiterbildungsveranstaltung 
darf der Auftragnehmer ohne die vorherige Zustimmung des 
Auftraggebers für einen Zeitraum von einem Jahr nicht im 
eigenen Namen für einen Kunden des Auftraggebers tätig 
werden, wenn der Auftragnehmer bei diesem Kunden in den 
letzten zwei Jahren vor der Durchführung der jeweiligen 
Weiterbildungsveranstaltung für den Auftraggeber tätig war.     

11.4 Die Ziffern 11.2 und 11.3 gelten nur für die Tätigkeit, die der 
Auftragnehmer im Rahmen von kundenspezifischen Veran-
staltungen (Veranstaltungen im Rahmen von Inhouse Lear-
ning Solutions, Leadership & Development Consulting und 
Corporate Academy Services) in Deutschland, Österreich 
und der Schweiz erbringt. Sie gelten dann nicht, wenn Auf-
träge bei einem Kunden des Auftraggebers steuer-, rechts- 
und wirtschaftsberatenden Charakter haben und Träger der 
freien Berufe (Rechtsanwälte, Steuerberater, Wirtschafts-
prüfer) vorbehalten sind. 

11.5 Sofern der Auftragnehmer bei einem Kunden des Auftrag-
gebers bereits vor der Durchführung einer Weiterbildungs-
veranstaltung in eigenem Namen tätig war, finden die Re-
gelungen der Ziffern 11.2 und 11.3 in Bezug auf diesen Kun-
den keine Anwendung. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, 
den Auftraggeber in einem solchen Fall unverzüglich in 
Textform darüber zu informieren, wenn er für einen Kunden 
des Auftraggebers, für den er über den Auftraggeber einge-
setzt wird, bereits tätig war.  

11.6 Sofern am Titel einer Weiterbildungsveranstaltung inklusive 
Untertitel und der Beschreibung einer Weiterbildungsveran-
staltung gewerbliche Schutz- und Urheberrechte des Auf-
raggebers bestehen, darf der Titel einer Weiterbildungsver-
anstaltung inklusive Untertitel und der Beschreibung einer 
Weiterbildungsveranstaltung ausschließlich über den Auf-
traggeber angeboten werden. 

12. Referenzwerbung 

12.1 Der Auftragnehmer darf in seinen Werbematerialien ohne 
ausdrückliche schriftliche Zustimmung des Auftraggebers 
keine Marken, Logos oder sonstigen Kennzeichen des Auf-
traggebers oder dessen Kunden verwenden. Ebenso ist es 
dem Auftragnehmer untersagt, ohne Zustimmung auf ge-
schäftliche Verbindungen zu den Kunden des Auftragge-
bers hinzuweisen.  

12.2 Stellt der Auftraggeber dem Auftragnehmer Marken, Logos 
oder sonstige Kennzeichen zur Verfügung, räumt er dem 
Auftragnehmer daran ein einfaches, nicht übertragbares 
und nicht unterlizenzierbares Nutzungsrecht ausschließlich 
zu Referenzzwecken ein. Umfang und Art der konkreten 
Nutzung werden zwischen den Parteien gesondert verein-
bart. Nicht umfasst von diesem Nutzungsrecht ist, sofern 
nicht ausdrücklich anderweitig vereinbart, insbesondere 
jede Verwendung, die eine Partnerschaft, Beteiligung oder 
besondere Empfehlung durch den Auftraggeber suggeriert, 
sowie jede Abwandlung, Bearbeitung oder Kombination der 
Kennzeichen mit anderen grafischen Elementen oder deren 
Weitergabe an Dritte.  

12.3 Die Nutzung von Marken, Logos oder sonstige Kennzeichen 
des Auftraggebers erfolgt stets unter Beachtung etwaiger 

vom Auftraggeber übermittelter Verwendungsrichtlinien (z. 
B. Brand Guidelines, CI-Vorgaben). Liegen keine Richtlinien 
vor, hat der Auftragnehmer die Kennzeichen so zu verwen-
den, wie sie ihm zur Verfügung gestellt wurden.  

12.4 Das Nutzungsrecht nach Ziffer 12.2 wird widerruflich einge-
räumt. Der Auftraggeber kann die Nutzungsberechtigung je-
derzeit ohne Angabe von Gründen durch eine Erklärung in 
Textform gegenüber dem Auftragnehmer widerrufen. Nach 
Zugang des Widerrufs ist der Auftragnehmer verpflichtet, 
die betreffenden Kennzeichen unverzüglich, spätestens je-
doch innerhalb von 14 Kalendertagen, aus sämtlichen Wer-
bematerialien, Onlineauftritten und sonstigen Medien zu 
entfernen. Bereits im Druck befindliche oder versandte Ma-
terialien sind von dieser Pflicht ausgenommen, sofern deren 
Rückruf dem Auftragnehmer nicht zumutbar ist; eine weitere 
aktive Verbreitung solcher Materialien ist jedoch ab sofort 
zu unterlassen. 

13. Vertraulichkeit  

13.1 Der Auftragnehmer verpflichtet sich, alle Informationen, Ma-
terialien und Daten, die er im Rahmen der Vertragserfüllung 
direkt oder indirekt vom Auftraggeber oder von einem mit 
diesem i.S.d. §§ 15 ff. AktG verbundenen Unternehmen 
oder von seinen Kunden oder Teilnehmern einer Weiterbil-
dungsveranstaltung erhalten hat („Vertrauliche Informatio-
nen“), streng vertraulich zu behandeln und sie nur im Zu-
sammenhang mit der Vertragserfüllung zu verwenden. Er 
wird diese Vertraulichen Informationen weder an Dritte wei-
tergeben noch in anderer Form Dritten zugänglich machen 
und alle angemessenen Vorkehrungen treffen, um einen 
Zugriff Dritter auf die Vertraulichen Informationen zu verhin-
dern. Unterlagen, Programme oder Inhalte, die der Auftrag-
nehmer im Rahmen seiner Vertragserfüllung vom Auftrag-
geber erhalten hat, wird er nach Beendigung seiner jeweili-
gen Leistungserbringung unverzüglich entweder löschen 
oder auf Anforderung an den Auftraggeber zurückgeben.  

13.2 Der Auftragnehmer bewahrt Stillschweigen über das verein-
barte Honorar und die Vertragsinhalte gegenüber Dritten. 

13.3 Sofern und soweit es im Rahmen der Vertragserfüllung er-
forderlich ist („Need-to-know-Prinzip“) darf der Auftragneh-
mer Informationen an Erfüllungsgehilfen weitergeben, die 
mit ihm im Zusammenhang mit der Vertragserfüllung ver-
traglich verbunden sind. Der Auftragnehmer wird den Erfül-
lungsgehilfen vor der Weitergabe der Information mindes-
tens gleichwertige Vertraulichkeitsverpflichtungen wie in 
dieser Ziffer 13 beschrieben, auferlegen.  

13.4 Die Vertraulichkeitspflichten nach Ziffer 13 bestehen nicht, 
wenn und soweit eine Information 

• ohne Verletzung dieser Vertraulichkeitspflichten öf-
fentlich bekannt ist oder wird, oder 

• rechtmäßig von einem Dritten erlangt wurde oder 

• bei der empfangenden Partei bereits bekannt war 
oder 

• aufgrund zwingender gerichtlicher, behördlicher 
oder gesetzlicher Vorschriften oder Anordnungen 
preisgegeben werden muss oder 

• von der empfangenden Partei ohne Verwendung 
oder Bezug auf die Vertrauliche Information unab-
hängig entwickelt wurde oder 

• in Wahrnehmung eines Nutzungsrechts offengelegt 
wird.  

13.5 Die Vertraulichkeitspflichten bestehen auch nach der Durch-
führung der jeweiligen Weiterbildungsveranstaltung fort.  

13.6 Im Falle der Vertragsbeendigung, gleich aus welchem 
Rechtsgrund, hat der Auftragnehmer die Vertraulichen In-
formationen, einschließlich aller hiervon angefertigten 
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Kopien und Aufzeichnungen des Auftraggebers unverzüg-
lich auszuhändigen. Soweit und nur so lange wie kraft Ge-
setzes oder geltender Vorschriften erforderlich, ist der Auf-
tragnehmer berechtigt, einen Satz an Kopien der Vertrauli-
chen Informationen zu behalten, jedoch unter der Voraus-
setzung, dass er alle erforderlichen Maßnahmen zur Ge-
heimhaltung dieser Kopie ergreift. Nach Wegfall einer ent-
sprechenden Aufbewahrungspflicht bzw. nach Ablauf der 
Aufbewahrungsfrist muss der Auftragnehmer diese Unterla-
gen entweder löschen oder auf Anforderung unverzüglich 
an den Auftraggeber zurückgeben. 

14. Haftung, Versicherung und Vertragsstrafe  

14.1 Der Auftragnehmer haftet für sämtliche Schäden, die durch 
von ihm eingesetzte Personen oder beauftragte Dritte in 
Ausführung der beauftragten Leistung schuldhaft verur-
sacht werden. Im Übrigen haften die Parteien einander nach 
den gesetzlichen Bestimmungen.  

14.2 Der Auftragnehmer ist verpflichtet, die Haftungsrisiken im 
Zusammenhang mit der Leistungserbringung durch geeig-
nete Versicherungen auf eigene Kosten ausreichend zu ver-
sichern und dem Auftraggeber hierüber auf Verlangen 
Nachweis zu erbringen.  

14.3 Für jede Handlung, durch die der Auftragnehmer die Ver-
pflichtungen aus  

• der Ziffer 9.1 Satz 3 oder 9.3, 

• den Ziffern 11.2 und 11.3 jeweils i.V.m. Ziffern 11.4 
und 11.5, 

• der Ziffer 13, 

schuldhaft verletzt, ist der Auftraggeber berechtigt, eine Ver-
tragsstrafe zu verlangen, deren Höhe im billigen Ermessen 
des Auftraggebers liegt und im Streitfall durch das zustän-
dige Gericht überprüft werden kann. Bei der Festlegung ei-
ner angemessenen Vertragsstrafe nach Satz 1 sind insbe-
sondere die Art (insbesondere Häufigkeit und Dauer), 
Schwere, das Ausmaß und die Folgen der Zuwiderhand-
lung, insbesondere dem Auftraggeber entstandene oder 
drohende Schäden, die Schwere des Verschuldens des 
Auftragnehmers, dessen wirtschaftliche Lage sowie die 
Sanktions-, Abschreckungs- und Sicherungsfunktion der 
Vertragsstrafe angemessen zu berücksichtigen. Sonstige 
den Auftragnehmer entlastende Umstände werden eben-
falls angemessen berücksichtigt. Die Geltendmachung wei-
tergehender Schadensersatzansprüche sowie aller sonsti-
gen gesetzlichen Ansprüche (z.B. Unterlassungsansprü-
che) bleibt ausdrücklich vorbehalten. 

15. Datenschutz  

15.1 Die Parteien verpflichten sich, bei der Erbringung der ver-
tragsgegenständlichen Leistung, die einschlägigen Daten-
schutzvorschriften, insbesondere die Vorschriften der Da-
tenschutz-Grundverordnung (DSGVO) und des Bundesda-
tenschutzgesetzes (BDSG), einzuhalten. Die Haftung im 
Zusammenhang mit der Verarbeitung personenbezogener 
Daten richtet sich nach Art. 82 DSGVO.  

15.2 Die Parteien handeln hinsichtlich der Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten als getrennt Verantwortliche im Sinne 
von Art. 4 Nr. 7 DSGVO, soweit nicht im Einzelfall ausdrück-
lich etwas anderes vereinbart wird. Dies gilt insbesondere 
für personenbezogene Daten, die der Auftragnehmer vom 
Auftraggeber erhält und in eigenverantwortlich betriebenen 
IT-Systemen verarbeitet, wie z. B. in E-Mail-Postfächern, 
Netzlaufwerken, Cloudspeichern, lokal betriebenen Servern 
oder Endgeräten (z. B. Notebooks, Tablets, Arbeitsplatz-
rechnern).  

Soweit der Auftragnehmer darüber hinaus personenbezo-
gene Daten von Teilnehmern im Rahmen der Durchführung 
von Veranstaltungen in eigener datenschutzrechtlicher 

Verantwortung verarbeitet, verpflichtet er sich, die Pflichten 
eines Verantwortlichen gemäß Art. 24 ff. DSGVO einzuhal-
ten. Dies umfasst insbesondere die rechtzeitige Erfüllung 
der Informationspflichten gegenüber betroffenen Personen, 
die Umsetzung geeigneter technischer und organisatori-
scher Maßnahmen zum Schutz der Daten sowie die Wah-
rung der Betroffenenrechte gemäß Art. 12 ff. DSGVO.  

Der Auftragnehmer stellt sicher, dass Teilnehmer eine ge-
eignete Kontaktmöglichkeit zur Wahrnehmung ihrer daten-
schutzrechtlichen Rechte zur Verfügung steht.  

15.3 Der Auftragnehmer verpflichtet sich, im Rahmen der durch 
den Auftraggeber angebotenen Weiterbildungsveranstal-
tungen keine eigenen Softwarelösungen – gleich ob Eigen-
entwicklungen oder Anwendungen Dritter, einschließlich 
Apps oder webbasierter Anwendungen – einzusetzen, in 
denen über die Regelungen aus Ziffer 15.2 hinausgehende, 
personenbezogene Daten von Teilnehmern erhoben oder 
verarbeitet werden, ohne dass die jeweilige Lösung vorab 
ausdrücklich in Textform (z. B. per E-Mail) Auftraggeber frei-
gegeben wurde.  

Dies gilt insbesondere für den Einsatz von KI-Tools, Um-
frage-Tools, psychometrischen Testverfahren, Persönlich-
keitstests, Potenzialanalysen und sonstigen diagnostischen 
Verfahren. Die Aufzählung ist nicht abschließend; der Auf-
traggeber behält sich vor, weitere Anwendungen im Einzel-
fall einer Prüfung zu unterziehen und die Zustimmung zu 
verweigern. 

15.4 Auf Verlangen des Auftraggebers ist durch den Auftragneh-
mer eine gesonderte „kundenspezifische“ Erklärung zum 
Datenschutz oder der Vertraulichkeit abzugeben. Der Auf-
tragnehmer bestätigt, dass alle an einer Datenverarbeitung 
beteiligten Personen über die Einhaltung der Regelungen 
der DSGVO und des BDSG sowie über alle ergänzenden 
Bestimmungen zum Datenschutz vor Beginn ihrer Tätigkeit 
belehrt und zur Verschwiegenheit verpflichtet wurden. 

15.5 Der Auftragnehmer ist nicht berechtigt, Weiterbildungsver-
anstaltungen ganz oder teilweise in Ton, Bild oder Video 
aufzuzeichnen. Dies gilt unabhängig davon, ob die Auf-
zeichnung analog oder digital erfolgt. Ausnahmen bedürfen 
der vorherigen ausdrücklichen schriftlichen Zustimmung 
des Auftraggebers. Eine erteilte Zustimmung entbindet den 
Auftragnehmer nicht von der Einhaltung der geltenden da-
tenschutzrechtlichen Vorschriften und der Einholung gege-
benenfalls erforderlicher Einwilligungen der betroffenen 
Personen. 

16. Ausschluss von Sektentätigkeit und/oder -mitglied-
schaft 

Der Auftragnehmer versichert, 

• dass er nicht nach der Technologie von L. Ron Hub-
bard (z. B. der Technologie zur Führung eines Un-
ternehmens) und/oder sonst einer mit Scientology 
zusammenhängenden Technologie arbeitet, da-
nach unterrichtet, trainiert oder betreut, sondern sie 
vollständig ablehnt, 

• dass er keine Schulungen, Kurse oder Seminare 
nach den genannten Technologien selbst besucht 
oder bei anderen veranlasst, durchführt oder be-
wirbt,  

• dass er nicht Mitglied der IAS (International Associ-
ation of Scientologists) ist, 

• dass ihm bekannt ist, dass ein Verstoß gegen die 
Regelungen dieser Ziffer 16 einen wichtigen Grund 
zur fristlosen Kündigung des Vertrags darstellt und 

• dass er sich verpflichtet, den Auftraggeber von 
sämtlichen Ansprüchen freizustellen, die Kunden 
des Auftraggebers aufgrund Verletzung dieser Ziffer 
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16 durch den Auftragnehmer gegenüber dem Auf-
traggeber geltend machen.  

17. Compliance  

17.1 Der Auftragnehmer verpflichtet sich zur Einhaltung des zum 
Zeitpunkt des Vertragsschlusses geltenden Verhaltensko-
dexes für Geschäftspartner der Haufe Group, welcher unter 
https://www.haufegroup.com/legal/compliance eingesehen 
werden kann. Der Auftraggeber ist berechtigt, selbst oder 
durch von ihm beauftragte Dritte die Einhaltung des Verhal-
tenskodexes nach Ankündigung beim Auftragnehmer zu 
überprüfen. Die Überprüfung kann insbesondere mittels 
Selbstauskunft, Vorlage von Zertifikaten oder durch die Be-
wertung durch Dritte und Audits vor Ort erfolgen.  

17.2 Ein Verstoß des Auftragnehmers gegen den Verhaltensko-
dex der Haufe Group für Geschäftspartner berechtigt den 
Auftraggeber zur außerordentlichen Kündigung des Ver-
tragsverhältnisses. 

18. Gesetzlicher Mindestlohn (MiLoG), Arbeitnehmerent-
sendegesetz (AentG) 

18.1 Der Auftragnehmer hat sicherzustellen, dass die von ihm 
oder seinen eingesetzten Subunternehmern zur Ausführung 
von Verträgen mit dem Auftraggeber eingesetzten Mitarbei-
ter den gesetzlichen Mindestlohn nach MiLoG oder, wenn 
die zu erbringenden Leistungen dem Anwendungsbereich 
des AEntG unterfallen, den jeweils vorgeschriebenen Bran-
chenmindestlohn erhalten. Der Auftragnehmer gewährleis-
tet, die Einhaltung des Mindestlohns durch seine Subunter-
nehmer sicherzustellen und wird den Auftraggeber von allen 
Schäden und Kosten im Zusammenhang mit der Verletzung 
der MiLoG-Vorschriften freistellen.  

18.2 Der Auftraggeber ist berechtigt, das Vertragsverhältnis ohne 
Einhaltung einer Kündigungsfrist zu kündigen, sofern der 
Auftraggeber berechtigterweise aus der Bürgenhaftung 
nach MiLoG bzw. AEntG in Anspruch genommen wird. 

19. Laufzeit und Beendigung 

Die Dauer der Beauftragung richtet sich nach den jeweiligen 
vertraglichen Regelungen. Das Recht zur außerordentli-
chen Kündigung aus wichtigem Grund bleibt unberührt. 
Kündigungen bedürfen mindestens der Textform.  

20. Formvorschriften, Anwendbares Recht, Gerichtsstand 

20.1 Änderungen und Ergänzungen des Vertragsverhältnisses 
sowie die Aufhebung dieses Formerfordernisses bedürfen 
zu ihrer Wirksamkeit der Textform (§ 126b BGB). Die Über-
mittlung per E-Mail oder mittels elektronischer Signatur (z. 
B. über DocuSign oder vergleichbare Dienste) genügt die-
sem Erfordernis.  

20.2 Das Vertragsverhältnis unterliegt ausschließlich dem Recht 
der Bundesrepublik Deutschland. Gerichtsstand für alle et-
waigen Rechtsstreitigkeiten aus und im Zusammenhang mit 
diesen Vertragsverhältnis ist, soweit gesetzlich zulässig, 
Freiburg im Breisgau.  

https://www.haufegroup.com/legal/compliance

